
Der Gemeinderat hat am 19.12.2022 die Haushaltssatzung für die Haushaltsjahre 2023 / 2024 wie folgt beschlossen: 

 
§ 1 Ergebnishaushalt und Finanzhaushalt 
Der Haushaltsplan wird festgesetzt 2023 2024 

1. im Ergebnishaushalt mit den folgenden Beträgen     
1.1 Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge von  187.420.842 EUR 190.183.850 EUR 
1.2 Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen von  187.554.039 EUR 190.430.510 EUR 
1.3 Veranschlagtes ordentliches Ergebnis (Saldo 1.1 und 1.2) von  - 133.197 EUR - 246.660 EUR 
1.4 Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge von  3.710.000 EUR 2.350.000 EUR 
1.5 Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen von  0 EUR 0 EUR 
1.6 Veranschlagtes Sonderergebnis (Saldo aus 1.4 und 1.5) von  3.710.000 EUR 2.350.000 EUR 
1.7 Veranschlagtes Gesamtergebnis (Summe aus 1.3 und 1.6) von  3.576.806 EUR 2.103.340 EUR 

 
2. im Finanzhaushalt mit den folgenden Beträgen 
2.1 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit von  184.953.006 EUR 187.668.514 EUR 
2.2 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit von  187.168.839 EUR 183.520.910 EUR 
2.3 Zahlungsmittelüberschuss des Ergebnishaushalts  

(Saldo aus 2.1 und 2.2) von   - 2.215.833 EUR 4.147.604 EUR 
2.4 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit von  17.530.140 EUR 20.352.470 EUR 
2.5 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit von  45.558.050 EUR 47.295.058 EUR 
2.6 Veranschlagter Finanzierungsmittelbedarf aus Investitionstätigkeit  

(Saldo aus 2.4 und 2.5) von   - 28.027.910 EUR - 26.942.588 EUR 
2.7 Veranschlagter Finanzierungsmittelbedarf (Saldo aus 2.3 und 2.6) von  - 30.243.743 EUR - 22.794.984 EUR 
2.8 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit von  2.300.000 EUR 2.200.000 EUR 
2.9 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit von  2.300.000 EUR 2.200.000 EUR 
2.10 Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss aus Finanzierungstätigkeit  

(Saldo 2.8 und 2.9) von   0 EUR 0 EUR 
2.11 Veranschlagte Änderung des Finanzierungsmittelbestands,  

Saldo des Finanzhaushalt (Saldo 2.7 und 2.10) von  - 30.243.743 EUR - 22.794.984 EUR 
 
§ 2 Kreditermächtigung  2023 2024 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und  

Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird festgesetzt auf 2.300.000 EUR 2.200.000 EUR 

 

§ 3 Verpflichtungsermächtigungen 2023 2024 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigung zum Eingehen von Verpflichtungen, 

die künftige Haushaltsjahre mit Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungs- 

maßnahmen belasten (Verpflichtungsermächtigungen), wird festgesetzt auf  21.479.000 EUR 21.290.000 EUR 
 

§ 4 Kassenkredite 2023 2024 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird festgesetzt auf 20.000.000 EUR 20.000.000 EUR 

 
§ 5 Steuersätze 2023 2024 
1. für die Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
(Grundsteuer A) auf  500 v.H. 500 v.H. 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf  500 v.H. 500 v.H. 
der Steuermessbeträge; 

2. für die Gewerbesteuer auf   390 v.H. 390 v.H. 
der Steuermessbeträge. 

 
§ 6 Weitere Bestimmungen 
1. Der Stellenplan für die Haushaltsjahre 2023 und 2024 ist Bestandteil dieser Haushaltssatzung. 
2. Die abgedruckten Budgetierungsregeln sind Bestandteil dieser Haushaltssatzung.  
 
Das Regierungspräsidium Tübingen hat mit Erlass vom 13.04.2023 die Kreditermächtigung und die Verpflichtungsermächtigun-
gen genehmigt und die Gesetzmäßigkeit der Haushaltssatzung bestätigt. 

Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt aufgrund § 81 Abs. 3 GemO mit dem Hinweis, dass der Haushaltsplan 2023 / 2024 in 
der Zeit von Dienstag, 18.04.2023 bis Mittwoch, 26.04.2023 (je einschließlich) bei der Stadtkämmerei, Rudolfstraße 22, 1. 
OG, Zimmer 1.01 während der üblichen Dienststunden zur Einsichtnahme ausgelegt wird.  



Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder 
aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Stadt Ravensburg geltend gemacht worden ist. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlich-
keit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 

 
Ravensburg, den 17.04.2023 

Dr. Rapp, Oberbürgermeister 
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